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Im Vorwort zur 7. Auflage hieß es u. a.: „Das Rechtsinstitut der Organschaft gehÇrt zu
den wichtigsten steuerlichen Gestaltungsmitteln. Im KÇrperschaftsteuerrecht bedarf es
zwar seit EinfÅhrung des Anrechnungsverfahrens im Jahre 1977 zur Vermeidung einer
Doppelbelastung mit KÇrperschaft- und Einkommensteuer nicht mehr der Organschaft.
Zum Verlustausgleich zwischen mehreren rechtlich selbst!ndigen Unternehmen bleibt
sie jedoch das einzige taugliche Mittel. . . . Im Gewerbesteuerrecht dient die Organ-
schaft mit ihrer steuerlichen BerÅcksichtigung der wirtschaftlichen Einheit zweier
rechtlich selbst!ndiger Unternehmen dazu, die sonst unvermeidliche zweimalige Erfas-
sung des wirtschaftlich gleichen Ertrags durch die gleiche Steuerart auszuschließen.
Ebenso wie bei der kÇrperschaftsteuerlichen Organschaft kÇnnen bei der gewerbesteu-
erlichen Organschaft mehrere selbst!ndige Unternehmen Gewinne mit Verlusten . . .
ausgleichen.“

Die vorstehenden Aussagen sind heute, und auch nach Verabschiedung des Gesetzes
zur Unternehmensteuerreform 2008, unver!ndert gÅltig, ja sie haben mit der Abschaf-
fung des Anrechnungsverfahrens und dem Systemwechsel zum HalbeinkÅnfteverfah-
ren bzw. ab 2009 zum TeileinkÅnfteverfahren sogar noch eine gesteigerte Bedeutung
erlangt. „Durch die definitive KÇrperschaftsteuerbelastung gewinnt der Verlustverrech-
nungsmechanismus an Bedeutung. . . . Auch gewerbesteuerlich gewinnt die Organ-
schaft durch die Unternehmensteuerreform 2008 weiter an Bedeutung. Durch die Aus-
dehnung der Hinzurechnungen und Streichung der KÅrzungsvorschrift § 9 Nr. 4 GewStG
kann eine Doppelbelastung mit Gewerbesteuer im Konzern, wenn Åberhaupt, nur
durch eine Organschaft vermieden werden.“

Die Organschaft ist aber nicht nur fÅr die Ertragsteuern von Bedeutung. Umsatzsteuer-
lich bietet sie auch im System der Mehrwertsteuer im Zusammenhang mit Steuerbe-
freiungen, der Option zur Steuerpflicht und der Berichtigung des Vorsteuerabzugs so-
wie hinsichtlich der Finanzierung und Organisation bedeutende Vorteile. Problematisch
kann eine Organschaft werden, wenn sie im Rahmen einer AußenprÅfung erst fest-
gestellt oder verneint wird und eins der (vermeintlichen) Organunternehmen zwischen-
zeitlich insolvent geworden ist. Dieses Problem stellt sich h!ufiger, da die umsatzsteu-
erliche Organschaft im Gegensatz zur ertragsteuerlichen im Wesentlichen vom Vorlie-
gen tats!chlicher Verh!ltnisse und nicht willensgesteuert vom Vorliegen eines Vertrags
abh!ngig ist. Nicht vorausgesehene Umsatzsteuernachzahlungen kÇnnen deshalb die
Folge sein.



Drei Jahre nach Erscheinen der Vorauflage war wie eigentlich jedes Mal eine "berarbei-
tung aller Teile erforderlich, weil weder der Gesetzgeber noch Verwaltung und Recht-
sprechung in dieser Zeit geruht haben. Insbesondere die Steuerfreiheit von Sanierungs-
gewinnen, der Wegfall des quotalen Verlustuntergangs und die Neuregelung der Be-
steuerung von Investmentertr!gen sind im Ertragsteuerrecht hervorzuheben. Im
Grunderwerbsteuerteil wurden u. a. die neuen gleich lautenden Erlasse der L!nder-
finanzverwaltungen eingearbeitet und gewÅrdigt. Bei der umsatzsteuerlichen Organ-
schaft ist aufgrund der EuGH-Rechtsprechung mit weit reichenden Folgen der Kreis der
mÇglichen Organgesellschaften durch bestimmte Personengesellschaften erweitert
worden. Insgesamt erfuhr die Umsatzsteuer aufgrund eines Autorenwechsels eine um-
fassende Neubearbeitung.

An dieser Stelle danken die Herausgeber Herrn Dr. StÇcker, der von der 4. bis zur
10. Auflage den Umsatzsteuerteil mit profunder Sachkenntnis bearbeitet hat. Wir freu-
en uns, mit Herrn Detmering einen ausgewiesenen Kenner der umsatzsteuerlichen Or-
ganschaftsregeln gewonnen zu haben, der mit diesen Fragen auch in seiner t!glichen
Arbeit konfrontiert wird.

Das bew!hrte Grundkonzept der Vorauflagen wurde beibehalten. Gesetzgebung,
Rechtsprechung, Literatur und Verwaltungsanweisungen sind bis Juli 2019 berÅcksich-
tigt.

Wir sind sicher, dass sich die vorliegende 11. Auflage wiederum als praxisgerechter Rat-
geber erweisen wird. FÅr Hinweise und Kritik sind wir jederzeit offen und dankbar.

Herne, im Oktober 2019 Die Verfasser
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EinfÅhrung
Mit dem Ausdruck „Organschaft“ wird ein bestimmter Sachverhalt des Wirt-
schaftslebens umschrieben. Kennzeichnend fÅr diesen Sachverhalt ist, dass
eine juristische Person, genauer eine Kapitalgesellschaft, die zivilrechtlich
ebenso wie steuerrechtlich grunds!tzlich als rechtlich selbst!ndig behandelt
wird, in einem tats!chlichen und rechtlichen Unterordnungsverh!ltnis zu ei-
nem anderen Unternehmen steht, das bei wirtschaftlicher Betrachtung die ju-
ristische Person als unselbst!ndig in ihrer wirtschaftlichen Bet!tigung erschei-
nen l!sst. FÅr diesen Sachverhalt zieht das geltende Steuerrecht bestimmte
Folgerungen, die im Wesentlichen darauf hinauslaufen, dass die fÅr die Be-
steuerung rechtlich selbst!ndiger juristischer Personen maßgebenden Grund-
s!tze auf wirtschaftlich unselbst!ndige juristische Personen ganz oder teilwei-
se nicht anzuwenden sind und die wirtschaftlich unselbst!ndigen juristischen
Personen stattdessen als unselbst!ndiger Teil des Åbergeordneten Unterneh-
mens, beide zusammen also mindestens in begrenztem Ausmaße als Einheit
behandelt werden.

Allerdings betrachtet das geltende Steuerrecht den Sachverhalt „Organschaft“
nur fÅr bestimmte Steuerarten als rechtserheblich, n!mlich nur fÅr die Steu-
ern vom Einkommen (kÇrperschaftsteuerliche Organschaft), fÅr die Gewer-
besteuer (gewerbesteuerliche Organschaft) und fÅr die Umsatzsteuer (um-
satzsteuerliche Organschaft). Besonderheiten ergeben sich bei der Grund-
erwerbsteuer. FÅr alle anderen Steuerarten bleibt der Sachverhalt „Organ-
schaft“ hingegen unbeachtet.

Die rechtlichen Folgerungen, die das Steuerrecht aus dem Sachverhalt „Organ-
schaft“ zieht, soweit es ihn Åberhaupt als rechtserheblich ansieht, sind je nach
Steuerart verschieden. Auch die Tatbestandsmerkmale, an die diese recht-
lichen Folgerungen im Einzelnen geknÅpft sind, stimmen bei den genannten
Steuerarten nur teilweise Åberein.

Die folgende Darstellung soll eine ins Einzelne gehende "bersicht Åber Tat-
bestand und Rechtsfolgen der Organschaft im KÇrperschaftsteuerrecht, im Ge-
werbesteuerrecht und im Umsatzsteuerrecht geben. Außerdem wird dar-
gestellt, welche Bedeutung die organschaftliche Verbindung mehrerer Rechts-
subjekte im Grunderwerbsteuerrecht hat.

EinfÅhrung
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A. Die Organschaft im
KÇrperschaftsteuerrecht

Literatur: Adrian/Fey, Organschaftsrettung durch den BFH, DStR 2017 S. 2409; Altrichter-
Herzberg, Auslegungstendenzen der Finanzverwaltung zu § 4 Abs. 4a EStG – ein Problem
fÅr Organschaften, DStR 2019 S. 31; Bacher/Braun, Zeitpunkt der steuerlichen Wirksam-
keit eines GewinnabfÅhrungsvertrages, BB 1978 S. 1177; Badde, Die unterbliebene Aus-
gleichszahlung als Stolperstein der ertragsteuerlichen Organschaft?, DStR 2019 S. 194;
Behrens, Konzerninterne Ver!ußerung der Organbeteiligung kein wichtiger Grund i. S.v.
§ 14 Abs. 1 Nr. 3 S. 2 KStG?, BB 2012 S. 2787; Beinert/Mikus, Das Abzugsverbot des § 3c
Abs. 1 EStG im Kapitalgesellschaftskonzern, DB 2002 S. 1467; Belcke/Westermann, Die
Besteuerung Çffentlicher Unternehmen – BMF-Schreiben zur Verflechtung von Versor-
gungsbetrieben mittels eines Blockheizkraftwerks sowie weitere aktuelle Praxishinwei-
se, BB 2016 S. 1687; Benecke/Schnitger, Wichtige $nderungen bei der kÇrperschaftsteuer-
lichen Organschaft durch das UntStG 2013, IStR 2013 S. 143; Berner, Die FortfÅhrung or-
ganschaftlicher Ausgleichsposten im Rahmen konzerninterner Umstrukturierungen,
DStR 2016 S. 14; Blumers, Organtr!gerpersonengesellschaft und DBA-Betriebsst!ttenvor-
behalt, DB 2017 S. 2893; Blumers/Schmidt, Leveraged-Buy-Out/Management-Buy-Out
und Buchwertaufstockung – Gestaltungsalternativen fÅr die Praxis, DB 1991 S. 609; BÇ-
defeld/Krebs, Dauer des GewinnabfÅhrungsvertrags bei kÇrperschaftsteuerlicher Organ-
schaft, FR 1996 S. 157; Bohn/Loose, Besonderheiten des EBITDA-Vortrags bei Organ-
schaftsverh!ltnissen, DStR 2011 S. 1009; Bolik/Kummer, Ertragszuschuss in der Organ-
schaft – Grundsatzurteil des BFH zu steuerlichen Ausgleichsposten, NWB 2017 S. 3342;
Breuninger, Organschaft zu AG/GmbH ohne Beherrschungsvertrag, JbFfSt 1995/1996
S. 436 (Fall 6); Brezing, Anmerkung zu dem BFH-Urteil I R 252/64 vom 17.12.1969, FR
1970 S. 389; Brezing, Probleme der mittelbaren finanziellen Eingliederung, DStZ A 1972
S. 103; Brezing, Anmerkung zu dem BFH-Urteil IV R 37/68 vom 12.10.1972, FR 1973 S. 72;
BrÅhl/Lange, § 14 Abs. 1 Satz 2 KStG: Keine Billigkeitsmaßnahme bei verzÇgerter Han-
delsregistereintragung eines GewinnabfÅhrungsvertrags?, Der Konzern 2016 S. 522; Bul-
linger, Investitionszulagen bei Betriebsaufspaltung oder Organschaft, BB 1985 S. 217;
BÅnning/Stoll, Bildung und AuflÇsung von KapitalrÅcklagen bei bestehenden Gewinn-
abfÅhrungsvertr!gen, BB 2016 S. 555; Damm, Die aktienrechtliche Zul!ssigkeit von Be-
triebsfÅhrungsvertr!gen, BB 1976 S. 291; Ditz/Tcherveniachki, Zuordnung von Beteiligun-
gen an KapGes. zur Betriebsst!tte einer Holding-PersGes., DB 2015 S. 2889; DÇllerer, Ak-
tuelle Fragen der Organschaft im KÇrperschaftsteuerrecht, BB 1975 S. 1073; DÇllerer, Die
atypisch stille Gesellschaft – gelÇste und ungelÇste Probleme, DStR 1985 S. 295; DÇllerer,
VerlustÅbernahme im Konzern – eine verdeckte Einlage?, in Raupach/Uelner (Hrsg.),
Festschrift fÅr Ludwig Schmidt, 1993, S. 523; Dornfeld/Telkamp, Konzernunternehmung
und Organschaftsvoraussetzungen – Zur wirtschaftlichen Eingliederung und zu den An-
forderungen an den Organtr!ger bei Holdinggesellschaften und Betriebsaufspaltung,
StuW 1971 S. 67; DÇtsch, Der Referentenentwurf des KÇrperschaftsteuervereinfachungs-
gesetzes, DB 1988 S. 2426; DÇtsch, Die besonderen Ausgleichsposten bei der Organschaft
– Ein kompliziertes Regelungsgeb!ude ohne Rechtsgrundlage, DB 1993 S. 752; DÇtsch,
Organschaft und Umwandlungssteuergesetz, Festschrift fÅr Siegfried Widmann, 2000,
S. 265; DÇtsch/Pung, Gesetz zur $nderung und Vereinfachung der Unternehmensbe-
steuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts: Die $nderungen bei der Organschaft,
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DB 2013 S. 305; DÇtsch/Pung, Organtr!ger-Personengesellschaft mit ausl!ndischen Ge-
sellschaftern: Zur Anwendung des § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 7 KStG, DB 2014 S. 1215;
DÇtsch/Pung, Organschaftliche Ausgleichsposten: Ein neuer Denkansatz, DB 2018
S. 1424; DÇtsch/Singbart, Die KÇrperschaftsteuer-$nderungsrichtlinien, DB 1991 S. 106;
DÇtsch/van Lishaut/Wochinger, Der neue Umwandlungssteuererlass, Beilage Nr. 7/98 zu
DB; DÇtsch/Witt, Organschaft und Anrechnungsverfahren, DB 1996 S. 1592; Dreissig, Or-
ganschaftsausgleichsposten bei Beendigung von ErgebnisabfÅhrungsvertr!gen, BB 1992
S. 816; Elicker/Hartrott, Angriffspunkte gegen die Haftung im Organkreis – Teil 1: Erw!-
gungen auf Tatbestandsebene unter BerÅcksichtigung des Verfassungsrechts, BB 2011
S. 2775; Esch, Die Wirksamkeit von ErgebnisabfÅhrungsvertr!gen im Recht der GmbH,
BB 1986 S. 272; Faller, Organschaftliche Mehr- oder MinderabfÅhrungen bei einkommen-
serheblichen Abweichungen zwischen Handels- und Steuerbilanz, DStR 2013 S. 1977;
Fichtelmann, Ist das Organeinkommen in die Gewinnfeststellung des Organtr!gers ge-
m!ß § 215 Abs. 2 Nr. 2 AO einzubeziehen?, FR 1972 S. 157; Franz, Enge oder weite Aus-
legung der „Konzernklausel“ in § 8c Abs. 1 Satz 5 KStG?, BB 2010 S. 991; Frey/MÅckl, Kon-
zeption und Systematik der $nderungen beim Verlustabzug (§ 8c KStG), GmbHR 2010
S. 71; Frotscher, Abzugsverbot fÅr Finanzierungskosten einer Organbeteiligung, DB 2002
S. 1522; Gebert, Das Zusammenspiel von umwandlungssteuerrechtlicher RÅckwirkung
und Beginn der Organschaft – Aktuelle Entwicklungen, DStR 2011 S. 102; Gerlach, Der
HÇchstbetrag fÅr den Spendenabzug beim Organtr!ger, DB 1986 S. 2357; Gessler, Der
BetriebsfÅhrungsvertrag im Licht der aktienrechtlichen Zust!ndigkeitsordnung, Fest-
schrift fÅr Hefermehl, 1976, S. 263; Gonella/Starke, KÇrperschaftsteuerliche Besonderhei-
ten bei verunglÅckter Organschaft, DB 1996 S. 248; Grewer, RÅckwirkung von Ergebnis-
abfÅhrungsvertr!gen, DStR 1997 S. 745; Groh, Tarifbegrenzung nach § 32c EStG auch in
Organschaftsf!llen?, FR 1998 S. 1122; Grotherr, Der Abschluss eines GewinnabfÅhrungs-
vertrags als (un-)verzichtbares Tatbestandsmerkmal der kÇrperschaftsteuerlichen Organ-
schaft, FR 1995 S. 1; GrÅtzner, BerÅcksichtigung der Ergebnisse ausl!ndischer Betriebs-
st!tten in Organschaftsf!llen i. S. der §§ 14, 17 KStG, GmbHR 1995 S. 502; HagebÇke, KÇr-
perschaftsteuerliche Organschaft unter Beteiligung von KapGes. & atypisch Still-Struktu-
ren, DB 2015 S. 1993; HagebÇke/Hennrichs, Organschaft: Der Gesetzeszweck der
AusschÅttungssperre in § 253 Abs. 6 Satz 2 HGB n. F. als Thesaurierungsgrund i. S.v. § 14
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 KStG, DB 2017 S. 18; Hasbach, Ausgleichszahlungen an außenstehende
Gesellschafter, DStR 2019 S. 81; Hasbach/BrÅhl, Steuerliche Anerkennung von Ergebnis-
abfÅhrungsvertr!gen bei kombinierten Ausgleichszahlungen und fehlendem Verweis
auf § 302 Abs. 4 AktG, DStR 2016 S. 2361; Heckschen, GelÇste und ungelÇste zivilrecht-
liche Fragen des GmbH-Konzernrechts, DB 1989 S. 29; Heerdt, Die steuerliche Behand-
lung von MehrabfÅhrungen im Rahmen eines Upstream-Mergers auf eine Organgesell-
schaft, DStR 2009 S. 938; Herlinghaus, StSenkG: $nderung der Eingliederungsvorausset-
zungen bei Organschaften, FR 2000 S. 1105; Herlinghaus, Weitere „Renovierung“ der
steuerlichen Organschaftsbestimmungen, GmbHR 2001 S. 956; Herrmann, Unterj!hrige
Ver!ußerung einer Organgesellschaft und Umstellung des Gesch!ftsjahres, BB 1999
S. 2270; Herrmann/Winter, Der GewinnabfÅhrungsvertrag einer GmbH als Organgesell-
schaft in zivil- und steuerrechtlicher Sicht, FR 1982 S. 262; Herzig/HÇtzel, AusschÅttungs-
bedingte Teilwertabschreibungen, DB 1988 S. 2265; Herzig/Liekenbrock, Zum Zinsvortrag
bei der Organschaft, DB 2009 S. 1949; Herzig/Liekenbrock, Zum EBITDA-Vortrag der Zins-
schranke, DB 2010 S. 690; Herzig/Wagner, EuGH-Urteil „Marks & Spencer“ – Begrenzter
Zwang zur #ffnung nationaler Gruppenbesteuerungssysteme fÅr grenzÅberschreitende
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Sachverhalte, DStR 2006 S. 1; Herzig/Wagner, Finnische Gruppenbesteuerung vor dem
EuGH – MÇgliche Folgen fÅr die Organschaft, DB 2006 S. 2374; Heurung/Engel, FortfÅh-
rung und rÅckwirkende BegrÅndung von Organschaftsverh!ltnissen in Umwandlungsf!l-
len, BB 2011 S. 151; Heurung/Engel/MÅller-Thomczik, Der „wichtige Grund“ zur Beendi-
gung des GewinnabfÅhrungsvertrags, GmbHR 2012 S. 1227; Heurung/Seidel, Brutto-
methode bei Organschaft nach dem JStG 2009, BB 2009 S. 472; Heurung/Seidel, Organ-
schaftsbesteuerung der Çffentlichen Hand, BB 2009 S. 1786; Hierstetter, "bertragung
des Gesch!ftsbetriebs einer Organgesellschaft, BB 2015 S. 859; Hollatz, Wirtschaftliche
Eingliederung bei der Organschaft, DB 1994 S. 855; HÇlzer, Nichteinbeziehung des um-
wandlungs- und umwandlungssteuerrechtlichen RÅckbezugszeitraums in die Berech-
nung der Mindestlaufzeit eines GewinnabfÅhrungsvertrags?, DB 2015 S. 1249; HÇnle,
Der außeraktienrechtliche GewinnabfÅhrungsvertrag in gesellschaftsrechtlicher und kÇr-
perschaftsteuerrechtlicher Sicht, DB 1979 S. 485; Hruschka, Die Zuordnung von Betei-
ligungen zu Betriebsst!tten von Personengesellschaften, IStR 2016 S. 437; HÅbel, Mehr-
und MinderabfÅhrung aufgrund von Gesch!ftsvorf!llen aus vorvertraglicher Zeit, StBp
1984 S. 78; Hubertus/LÅdemann, „VerunglÅckte“ Organschaft infolge gewinnabh!ngiger
Ausgleichszahlungen an Außenstehende, DStR 2009 S. 2136; HÅbl, Die Organtheorien im
KÇrperschaftsteuerrecht, DStZ A 1965 S. 17; HÅbl, Gedanken zum neuen Organschafts-
erlass, DStZ A 1972 S. 81; HÅbl, Die gesetzliche Regelung der kÇrperschaftsteuerrecht-
lichen Organschaft, DStZ A 1972 S. 145; Jansen/StÅbbe, Organschaftsverh!ltnisse bei An-
teilsbesitz im SonderbetriebsvermÇgen – Aufteilungsproblematik, DB 1984 S. 1499; Jes-
se, Einspruchsbefugnis nach § 350 AO bei kÇrperschaftsteuerlicher Organschaft, DStZ
2001 S. 113; Jochimsen/Mangold/Zinowsky, Ertragsteuerliche Organschaft bei Implemen-
tierung eines Personengesellschafts-Treuhandmodells, DStR 2014 S. 2045; Jonas, Die Bi-
lanzierung verlustbringender Organbeteiligungen, DB 1994 S. 1529; Jurkat, Die kÇrper-
schaftsteuerrechtliche Organschaft nach dem KStG 77, JbFfSt 1977/78 S. 344; Kahlert,
Beendigung der ertragsteuerlichen Organschaft mit dem vorl!ufigen Insolvenzverfahren,
DStR 2014 S. 73; Kessler/Egelhof, Außerbilanzielle AusschÅttungssperren in der Organ-
schaft, DStR 2017 S. 998; Khonsari, Aufhebung von Beherrschungs- und GewinnabfÅh-
rungsvertr!gen mit einer abh!ngigen GmbH, BB 2010 S. 2714; Kleindick, Steuerumlagen
im gewerbesteuerlichen Organkreis – Anmerkungen aus aktienrechtlicher Sicht, DStR
2000 S. 559; Kleine, Konzernumlagen im internationalen Spartenkonzern, JbFfSt
1993/1994 S. 154; Klose, Zur mittelbaren Beteiligung bei der MehrmÅtterorganschaft,
BB 1985 S. 1847; Knepper, Bilanzierung im qualifiziert faktischen Konzern, DStR 1993
S. 1613; Knott/Rodewald, Beendigung der handels- und steuerrechtlichen Organschaften
bei unterj!hriger Anteilsver!ußerung, BB 1996 S. 472; KÇster/Prinz, Verlustverwertung
durch Spaltung von Kapitalgesellschaften, GmbHR 1997 S. 336; Krauss, Der Begriff der
außenstehenden Aktion!re i. S. d. § 304 AktG und seine Auswirkungen auf das Steuer-
recht, BB 1988 S. 528; Krebs, Zum aktiven Ausgleichsposten bei kÇrperschaftsteuerlicher
Organschaft, FR 1996 S. 857; Krebs, Die ertragsteuerliche Organschaft, BB 2001 S. 2029;
Krebs/BÇdefeld, Gewerbliche T!tigkeit eines Organtr!gers durch Beteiligung an einer Per-
sonengesellschaft, BB 1996 S. 668; Kropff, RÅckstellungen fÅr kÅnftige VerlustÅbernah-
men aus Beherrschungs- und oder GewinnabfÅhrungsvertr!gen?, Festschrift fÅr DÇllerer,
1988, S. 349; Letters, Gewinn-/VerlustÅbernahme bei Gesellschafterkonkurs, JbFfSt
1983/84 S. 368; Loitz, DRS 18 – Bilanzierung latenter Steuern nach dem Bilanzrechts-
modernisierungsgesetz, DB 2010 S. 2177; Maas, Steuerabzugserm!ßigung in F!llen der
Organschaft mit ErgebnisabfÅhrung, BB 1985 S. 2228; Maier/Weil, Latente Steuern im
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Einzel- und Konzernabschluss: Auswirkungen des BilMoG auf die Bilanzierungspraxis, DB
2009 S. 2729; Marx, Rechtfertigung, Bemessung und Abbildung von Steuerumlagen, DB
1996 S. 950; Meilicke, Die Neuregelung der ertragsteuerlichen Organschaft Åber die
Grenze, DB 2002 S. 911; Meining, Korrektur von GewinnabfÅhrungen bei der steuerlichen
Organschaft, GmbHR 2010 S. 309; Melcher/Murer, Bilanzierung von latenten Steuern bei
Organschaften nach dem BilMoG im Fall von Steuerumlagevertr!gen, DB 2011 S. 2329;
Mische/Recnik, Bilanzielle Behandlung organschaftlicher Ausgleichsposten bei Auf- und
Abstockungen der Organbeteiligung, BB 2012 S. 1015; MÇhlenbrock, Niederlassungsfrei-
heit bei der Bildung steuerlicher Einheiten, DB 2014 S. 1582; MÅck, Behandlung von Ein-
lagen des Minderheitsgesellschafters in eine verlustbringende Organgesellschaft, DB
1994 S. 752; MÅller, Verfahrensrechtliche Fragen in Organschaftsf!llen, Der Konzern
2009 S. 167; Musil/Volmering, Systematische, verfassungsrechtliche und europarecht-
liche Probleme der Zinsschranke, DB 2008 S. 12; Neumayer/Imschweiler, Aktuelle Rechts-
fragen zur Gestaltung und DurchfÅhrung von GewinnabfÅhrungsvertr!gen, GmbHR
2011 S. 57; Nodoushani, Die zivil- und steuerrechtlichen Voraussetzungen fÅr die KÅndi-
gung eines ErgebnisabfÅhrungsvertrages aus wichtigem Grund, DStR 2017 S. 399; NÅrn-
berg, Variable Ausgleichszahlungen gem. § 14 Abs. 2 KStG-E, NWB 2018 S. 2856; Orth,
Abzugsverbot wegen vororganschaftlicher Verluste nach Verschmelzung einer Verlust-
gesellschaft auf eine Organgesellschaft?, JbFfSt 1995/1996 S. 452 (Fall 8); Orth, Elemente
einer grenzÅberschreitenden Organschaft im deutschen Steuerrecht, GmbHR 1996 S. 33;
Oser/Kropp, Keine Gewinnrealisierung des Organtr!gers durch AuflÇsung latenter Steu-
ern seiner Organgesellschaft, BB 2016 S. 875; Ottersbach/Hansen, Ausl!ndische Betriebs-
st!tten bzw. Tochtergesellschaften und DBA-Freistellung – Organschaft einer Mutterper-
sonengesellschaft mit einer GmbH als Zwischenholding, DB 1997 S. 1792; Palitzsch, Kon-
zernsteuerumlagen im Blickwinkel der neueren Rechtsprechung, BB 1983 S. 432; Peters,
Die KÅndigung von Beherrschungs- und GewinnabfÅhrungsvertr!gen im GmbH-Kon-
zern, DStR 2012 S. 86; Pohl, ThesaurierungsbegÅnstigung nach § 34a EStG in Organ-
schaftsf!llen, DB 2008 S. 84; Pohl, Die KStR 2015 – Wichtige Neuerungen im Hinblick auf
die kÇrperschaftsteuerliche Organschaft, NWB 2016 S. 2424; Pohl, Zum Standort der Ein-
kommenszurechnung in Organschaftsf!llen, Richtungswechsel durch das BFH-Urteil
vom 12.10.2016 - I R 92/12, DStR 2017 S. 1687; Pohl, Zweifelsfragen zu § 8d KStG im
Kontext der Organschaft, BB 2018 S. 796; Preißer/Seeliger, Die organsteuerliche Behand-
lung vorvertraglich veranlasster MehrabfÅhrungen nach neuer Verwaltungsauffassung,
BB 1999 S. 393; Prinz/Ruberg, Latente Steuern nach dem BilMoG – Grundkonzept, Bedeu-
tungswandel, erste Anwendungsfragen, Der Konzern 2009 S. 343; Raupach, Unterneh-
mensorganisation/Unternehmensvertr!ge, JbFfSt 1987/1988 S. 251; Riegger/Kramer,
Sind Ausgleichszahlungen an außenstehende Aktion!re wegen Senkung der KSt-Aus-
schÅttungsbelastung zu erhÇhen?, DB 1994 S. 565; RÇdder, Wann ist die BegrÅndung ei-
nes Organschaftsverh!ltnisses sinnvoll?, Stbg 1998 S. 291; RÇdder, Entsteht ein EBITDA-
Vortrag in Jahren mit einem ZinsertragsÅberhang?, DStR 2010 S. 529; RÇdder, Droht in
Deutschland ein zigfaches Scheitern von steuerlichen Organschaften?, DStR 2010
S. 1218; RÇdder/Schumacher, Unternehmenssteuerfortentwicklungsgesetz: Wesentliche
$nderungen des verkÅndeten Gesetzes gegenÅber dem Regierungsentwurf, DStR 2002
S. 105; RÇdder/Schumacher, Keine Anwendung des § 3c Abs. 1 EStG bei Organschaft, DStR
2002 S. 1163; RÇdder/Simon, Folgen der $nderung der gewerbesteuerlichen Organ-
schaftsvoraussetzungen fÅr die steuerrechtliche Beurteilung von Steuerumlagen im Kon-
zern, DB 2002 S. 496; Rogall, Zur Anwendung von § 8b Abs. 7 KStG nach § 15 Nr. 2 KStG
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bei Organschaften, DB 2006 S. 2310; Rogall, ThesaurierungsbegÅnstigung – Regelungs-
lÅcken bei der Organschaft und der doppelstÇckigen Personengesellschaft, DStR 2008
S. 429; Rogall/Dreßler, Ungereimtheiten betreffend Ausgleichszahlungen an Minder-
heitsgesellschafter bei Organschaften, DStR 2015 S. 449; Rose, Ausgew!hlte Probleme
der Besteuerung von Kapitalgesellschaften und Konzernen, StbJb 1971/72 S. 183; Rott-
nauer, Vertragsgestaltungsproblematik bei „MehrmÅtterorganschaft“ im GmbH-Kon-
zernrecht, DB 1991 S. 27; Ruppert, Die genaue Berechnung von Gewerbesteuer-Umlagen
im Organkreis mit GewinnabfÅhrungsvertrag seit dem KStG 1977 unter BerÅcksichti-
gung interdependenter Tatbest!nde, FR 1981 S. 53 und 77; Schell/Schrade, Wiederein-
lagevereinbarungen und tats!chliche DurchfÅhrung von GewinnabfÅhrungsvertr!gen
iSd § 14 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 S. 1 KStG, DStR 2017 S. 86; Schmidt, Andreas, Organschaft ohne
Beherrschungsvertrag und Personalunion, GmbHR 1996 S. 175; Schmidt, Eberhard, Bil-
dung freier RÅcklagen bei Organgesellschaften, FR 1982 S. 139; Schmidt, Ludwig, Die ge-
setzliche Regelung der Organschaft im KÇrperschaftsteuerrecht, StuW 1969 S. 442;
Schmidt, Ludwig, Die Kooperation von Unternehmen in steuerrechtlicher Sicht, StuW
1970 S. 429; Schmidt, Ludwig, Aktuelle Fragen des KÇrperschaftsteuerrechts, JbFfSt
1970/71 S. 179; Schmidt, Ludwig, Die GmbH als Organgesellschaft im KÇrperschaftsteu-
errecht, GmbHR 1971 S. 9; Schmidt, Ludwig, Die Personengesellschaft als Organtr!ger im
KÇrperschaftsteuerrecht, GmbHR 1971 S. 233; Schmidt, Ludwig, Anmerkung zu dem BFH-
Urteil vom 31.3.1976 I R 123/74, FR 1976 S. 361; Schmidt, Ludwig, Einzelfragen des KÇr-
perschaftsteuerrechts, JbFfSt 1982/83 S. 343, 356; Schmidt, Werner, Parallele Zul!ssigkeit
von steuerlicher Organschaft und atypisch stiller Beteiligung, GmbHR 2010 S. 29;
Schnittker/Hartmann, Zur Verfassungsm!ßigkeit des Ausschlusses der Lebens- und Kran-
kenversicherungsunternehmen von der kÇrperschaft- und gewerbesteuerlichen Organ-
schaft, BB 2002 S. 277; SchÇneborn, Aktuelle Formfragen der ertragsteuerlichen Organ-
schaft, DB 2010 S. 245; SchrÇder, KÇrperschaftsteuerrechtliche Behandlung vorvertragli-
cher versteuerter stiller RÅcklagen von Organgesellschaften, StBp 1986 S. 269; Schulze
zur Wiesche, Die Personengesellschaft als Holdinggesellschaft, DB 1988 S. 252; Schuma-
cher, Umwandlungssteuerrecht und Organschaft zum Åbernehmenden Rechtstr!ger,
DStR 2006 S. 124; Sedemund, UngelÇste Fragen bei vor- und innerorganschaftlichen
Mehr- und MinderabfÅhrungen, DB 2010 S. 1255; Skibbe, Gesellschaftsrechtliche Aspekte
des ErgebnisabfÅhrungsvertrags bei einer GmbH, GmbHR 1968 S. 245; Storck, Die Zu-
rechnung des Organeinkommens und die Bildung einer RÅckstellung fÅr drohende Or-
ganverluste, StuW 1976 S. 217; Sturm, VerlustÅbernahme bei verunglÅckter Organschaft
– eine Steueroase fÅr verbundene Unternehmen?, DB 1991 S. 2055; Suchanek, Erg!nzen-
des zur Organtr!gereigenschaft der atypisch stillen Gesellschaft nach § 14 KStG n. F.,
DStR 2006 S. 836; SÅß/Mayer, BFH: Formal-zivilrechtliche Betrachtungsweise bei Organ-
schaft gilt auch bei $nderung des ErgebnisabfÅhrungsvertrags, DStR 2009 S. 789; Taetz-
ner/Protz, Wenn das Handelsregister ErgebnisabfÅhrungsvertr!ge zu sp!t bearbeitet:
abweichende Steuerfestsetzung im Billigkeitsweg, BB 2012 S. 2795; Theiselmann, Der
Stimmrechtsausschluss fÅr GmbH-Gesellschafter nach § 47 Abs. 4 GmbHG in der Kon-
zernpraxis, BB 2011 S. 2819; Thiel, Die kÇrperschaftsteuerliche Organschaft, StbKRep
1971 S. 179; Thiel, Abzugsverbot fÅr Finanzierungskosten einer Organbeteiligung, DB
2002 S. 1340; Thiel, Kann die Korrektur der verdeckten GewinnausschÅttung einer Or-
gangesellschaft zu einem Verlust der Muttergesellschaft fÅhren?, DB 2006 S. 633; Timm,
Der Abschluss des ErgebnisÅbernahmevertrages im GmbH-Recht, BB 1981 S. 1491;
Timm, Gekl!rte und offene Fragen im Vertragskonzernrecht der GmbH, GmbHR 1987
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S. 8; TÇben/Schulte-Rummel, Doppelte VerlustberÅcksichtigung in Organschaftsf!llen
mit AuslandsberÅhrung, FR 2002 S. 425; Trautmann/Faller, Mehr- und MinderabfÅhrun-
gen in der Organschaft nur bei einkommenserheblichen Abweichungen zwischen Han-
dels- und Steuerbilanz?, DStR 2012 S. 890; Ulmer, Fehlerhafte Unternehmensvertr!ge im
GmbH-Recht, BB 1989 S. 10; Viebrock/Loose, Erste Gedanken zu § 2 Abs. 4 S!tze 3 bis 6
UmwStG, DStR 2013 S. 1364; von Freeden/Joisten, AuflÇsung organschaftlicher Aus-
gleichsposten bei mittelbarer Organschaft, DB 2016 S. 1099; von Freeden/Lange, Ertrags-
zuschuss eines Organtr!gers an seine Organgesellschaft, DB 2017 S. 2055; von Freeden/
Liekenbrock, Neue Zinsabzugsbeschr!nkung fÅr Inbound-Akquisitionsfinanzierungen
durch § 14 Abs. 1 Nr. 5 KStG n. F.?, DB 2013 S. 1690; Wachter, VerunglÅckte Organschaft
wegen versp!teter Eintragung im Handelsregister, DB 2018 S. 272; Walter, Organschaft
und Mindestlaufzeit des ErgebnisabfÅhrungsvertrags, GmbHR 1995 S. 649; Walter, Ge-
winnabfÅhrungsvertrag mit Schwestergesellschaft aus zivilrechtlicher Sicht, DB 2014
S. 2016; Wassermeyer, Teilwertabschreibung bei Organschaft – Systembedingte Folge
oder Denkfehler?, StbJb 1992/93 S. 219; Wehrheim/Marquardt, Zur Zuordnung von Ge-
winnen einer Komplement!r-GmbH zum Gesamtgewinn der KG und der Eigenschaft der
GmbH als Organgesellschaft zum Zweck der Ergebniskonsolidierung, DB 2002 S. 1676;
Weipert, Organschaftsverh!ltnisse zwischen Komplement!r-GmbH und GmbH und Co.
KG, DB 1973 S. 249; Wendt, Die Betriebsaufspaltung im Steuerrecht nach neuestem
Stand, GmbHR 1973 S. 33; Wendt, StSenkG: Pauschale Gewerbesteueranrechnung bei
Einzelunternehmen, Mitunternehmerschaft und Organschaft, FR 2000 S. 1173; Werns-
mann/Nippert, Gemeinschaftsrechtliche Vorgaben fÅr die grenzÅberschreitende Verlust-
berÅcksichtigung im Konzern, FR 2006 S. 153; Wichmann, Bilanzierung bei „verunglÅck-
ter Organschaft“, BB 1992 S. 394; Willenberg/Welte, AusschÅttung vororganschaftlicher
GewinnrÅcklagen nach Abschluss eines ErgebnisabfÅhrungsvertrags – Anwendung des
sog. „Leg-ein-Hol-zurÅck-Verfahrens“, DB 1994 S. 1688; Winter, Die MehrmÅtterorgan-
schaft, StBp 1975 S. 8, 36; Wittgens/Fischer, Unterj!hrige Aufhebung von Unternehmens-
vertr!gen mit abh!ngiger GmbH, DB 2015 S. 2315; Zinowsky/Jochimsen, KÇrperschaft-
steuerliche Behandlung von Dividendenertr!gen im Fall von Organtr!gerpersonengesell-
schaften, DStR 2016 S. 285.

I. Grundlegung

1. Rechtsgrundlagen, Rechtsentwicklung,
Verwaltungsanweisungen

1.1 Rechtsgrundlagen

Die kÇrperschaftsteuerliche Organschaft ist in den §§ 14 bis 19 KStG 1977 ff.
(im Folgenden nur noch als KStG bezeichnet) geregelt; außerdem enthalten
die §§ 36, 37 KStG in den Fassungen vor Inkrafttreten des StSenkG besondere
Vorschriften fÅr kÇrperschaftsteuerrechtliche Organschaftsverh!ltnisse, die
sich aus der Eigenart des Anrechnungsverfahrens erkl!ren, d. h. Vorschriften
Åber die Gliederung des Eigenkapitals einer Organgesellschaft und Åber die
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Gliederung des Eigenkapitals eines Organtr!gers, der seiner Rechtsform nach
in das Anrechnungsverfahren einbezogen ist (Rz. 851).

1.2 Rechtsentwicklung

Die §§ 14 bis 19 KStG sind mit Wirkung vom Veranlagungszeitraum 1977 an
die Stelle des § 7a des frÅheren KÇrperschaftsteuergesetzes (im Folgenden
KStG a. F.) getreten, der durch das Gesetz zur $nderung des KÇrperschaftsteu-
ergesetzes und anderer Gesetze vom 15.8.19691 in das KStG a. F. eingefÅgt
worden war. Bis dahin fehlten – anders als bei der Gewerbesteuer und der
Umsatzsteuer – gesetzliche Bestimmungen Åber die Voraussetzungen und die
Rechtswirkungen eines Organschaftsverh!ltnisses im KÇrperschaftsteuerrecht.
Gleichwohl hat die Rechtsprechung mehr als 40 Jahre hindurch die Organ-
schaft im KÇrperschaftsteuerrecht anerkannt, d. h. bestimmte steuerliche Fol-
gerungen aus einem Sachverhalt gezogen, dessen Kern die durch ein bestimm-
tes Abh!ngigkeitsverh!ltnis und eine GewinnabfÅhrungsverpflichtung indi-
zierte wirtschaftliche Unselbst!ndigkeit rechtlich selbst!ndiger juristischer
Personen ist und der Åblicherweise als Organschaftsverh!ltnis mit Ergebnis-
abfÅhrungsvertrag umschrieben wird.

Erst als der BFH mit Urteil vom 4.3.19652 zwar im Grundsatz best!tigte, dass
die durch die Rechtsprechung bei der KÇrperschaftsteuer anerkannte Organ-
schaft mit ErgebnisabfÅhrungsvertrag aufrechterhalten werde, es aber gleich-
zeitig fÅr geboten erkl!rte, „dass der Gesetzgeber in angemessener Zeit die Or-
ganschaft mit EAV gesetzlich regelt“, und als der BFH darÅber hinaus es mit
Urteil vom 17.11.19663 ablehnte, ohne einschl!gige gesetzliche Bestimmun-
gen wie bisher auch weiterhin ein Organschaftsverh!ltnis zu natÅrlichen Per-
sonen und Personengesellschaften aus natÅrlichen Personen anzuerkennen,
entschloss sich die Bundesregierung, die bereits im Zusammenhang mit der
Verabschiedung des Aktiengesetzes 1965 ge!ußerte Absicht zu verwirklichen
und zu kodifizieren, „unter welchen Voraussetzungen ein Organschaftsver-
h!ltnis bei der Besteuerung des Einkommens als rechtserheblich anzusehen
ist und welche steuerlichen Wirkungen mit ihm verbunden sind“.

"ber das Wesen und die rechtlichen Wirkungen der kÇrperschaftsteuerrecht-
lichen Organschaft waren vor ihrer erstmaligen gesetzlichen Regelung in der
Rechtslehre und in der Rechtsprechung verschiedene Organtheorien (Einheits-

I. Grundlegung

MÅller 9

1 BGBl 1969 I S. 1182; BStBl 1969 I S. 471.

2 I 249/61 S, BStBl 1965 III S. 329.

3 I 280/63, BStBl 1967 III S. 118.
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oder Filialtheorie, Angestelltentheorie, Zurechnungstheorie, Bilanzierungs-
theorie) entwickelt worden.1

Die Entwicklung der Rechtsprechung zur kÇrperschaftsteuerlichen Organ-
schaft vor ihrer erstmaligen gesetzlichen Regelung durch § 7a KStG a. F. ist im
Einzelnen im BFH-Urteil vom 4.3.19652 dargestellt.

N!here Auskunft Åber die Entstehungsgeschichte des § 7a KStG a. F. und zur
Neuregelung der Vorschriften Åber die kÇrperschaftsteuerliche Organschaft
im Rahmen der KÇrperschaftsteuerreform 1977 geben die Gesetzesmateria-
lien.3

Bei der Beschlussfassung Åber das StSenkG, mit dem der Systemwechsel vom
Anrechnungsverfahren zum HalbeinkÅnfteverfahren vollzogen wurde, forderte
der Bundestag die Bundesregierung auf, bis zum 31.3.2001 einen Bericht Åber
die Fortentwicklung der Unternehmensbesteuerung vorzulegen, der u. a. die
Besteuerung von „verbundenen Unternehmen“ behandeln sollte. In dem Be-
richt des BMF vom 19.4.2001 werden verschiedene Vorschl!ge zur Modifizie-
rung der Besteuerung verbundener Unternehmen gemacht, eine – von der
Wirtschaft geforderte – grunds!tzliche Neuorientierung wird jedoch abge-
lehnt.4 Einzelne Vorschl!ge hat der Gesetzgeber mittlerweile insbesondere im
StSenkG und dem UntStFG Åbernommen.5

1.3 Verwaltungsanweisungen

Zum Vollzug der §§ 14 bis 19 KStG hat die Finanzverwaltung umfangreiche
Verwaltungsanweisungen erlassen, die in den KÇrperschaftsteuer-Richtlinien
(KStR) enthalten und im Kapitel E dieses Buches abgedruckt sind.

A. Die Organschaft im KÇrperschaftsteuerrecht
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1 Vgl. dazu im Einzelnen HÅbl, DStZ A 1965 S. 17; Kolbe in Herrmann/Heuer/Raupach, § 14 KStG
Anm. 3.

2 I 249/61 S, BStBl 1965 III S. 329.

3 Zu § 7a KStG a. F.: BT-Drucks. V/3017 und V/3382; zur KÇrperschaftsteuerreform: BT-Drucks.
7/1470, 7/5310 und 7/5502.

4 Zu Einzelheiten s. Krebs, BB 2001 S. 2029.

5 Zu weiteren ReformÅberlegungen aus Sicht der Wirtschaft s. z. B. KrebÅhl, Zur Reform und Re-
formnotwendigkeit der deutschen Konzernbesteuerung, DStR 2001 S. 1730; ders., Besteuerung
der Organschaft im neuen Unternehmenssteuerrecht, DStR 2002 S. 1241.
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2. Rechtfertigung und Zweck der Organschaft im
KÇrperschaftsteuerrecht

2.1 Wirtschaftliche Grundlagen

Die gesetzliche Regelung der Organschaft im KÇrperschaftsteuerrecht geht
ebenso wie die frÅhere Rechtsprechung zu diesem Rechtsinstitut von be-
stimmten Gegebenheiten des Wirtschaftslebens aus, n!mlich der Tatsache,
dass Kapitalgesellschaften zu einem anderen Unternehmen in einem be-
stimmten tats!chlichen und rechtlichen Abh!ngigkeitsverh!ltnis stehen kÇn-
nen, das diese Kapitalgesellschaften – ebenso wie eine natÅrliche Person, die
in einem Arbeitsverh!ltnis steht – als wirtschaftlich unselbst!ndig erscheinen
l!sst. Der Gesetzgeber sieht in diesen wirtschaftlichen Gegebenheiten einen
zureichenden Grund dafÅr, bei der Besteuerung nach dem Einkommen (KÇr-
perschaftsteuer, Einkommensteuer) die Betriebsergebnisse einer Kapitalgesell-
schaft, die in einem solchen Abh!ngigkeitsverh!ltnis befangen ist und auf die-
se Weise mit dem herrschenden Unternehmen in gewissem Umfang eine wirt-
schaftliche Einheit bildet, grds. mit den Betriebsergebnissen des herrschenden
Unternehmens zusammenzurechnen.

2.2 Zweck der Organschaft in einem KÇrperschaftsteuersystem mit
Doppelbelastung

In einem KÇrperschaftsteuersystem, das von dem Prinzip der Doppelbelastung
der von einer Kapitalgesellschaft erwirtschafteten und ausgeschÅtteten Ge-
winne mit KÇrperschaftsteuer und Einkommensteuer (und bis 1976 von dem
Prinzip der Mehrfachbelastung dieser Gewinne mit KÇrperschaftsteuer) be-
herrscht ist, hat die an die einheitliche Betrachtung mehrerer rechtlich selb-
st!ndiger Unternehmen geknÅpfte Rechtsfolge der Zusammenrechnung der
Einkommen dieser rechtlich selbst!ndigen Unternehmen die steuerliche Wir-
kung und damit den funktionalen Zweck,

" bei natÅrlichen Personen als Organtr!ger oder Personengesellschaften als
Organtr!ger, deren Gesellschafter natÅrliche Personen sind, die system-
bestimmende Doppelbelastung mit KÇrperschaftsteuer und Einkommen-
steuer ausnahmsweise auszuschalten, also das Prinzip fÅr bestimmte F!lle
zu durchbrechen,

" zwischen mehreren rechtlich selbst!ndigen Unternehmen einen Ausgleich
von Gewinnen mit Verlusten, insbesondere einen Ausgleich von Verlusten
des abh!ngigen mit Gewinnen des herrschenden Unternehmens zu ermÇg-
lichen,

I. Grundlegung
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" das Ergebnis der Organgesellschaft phasengleich zu vereinnahmen, w!h-
rend eine GewinnausschÅttung statt einer GewinnabfÅhrung im Regelfall
phasenverschoben zu erfassen ist.1

Die Organschaft kann jedoch nicht dazu dienen, trotz der Unternehmensteuer-
reform 2001 den Kaufpreis fÅr Kapitalgesellschaftsanteile in Abschreibungs-
volumen zu transformieren (sog. Organschaftsmodell).2 Dem hat der Gesetz-
geber mit der EinfÅhrung des § 3c Abs. 2 Satz 2 (heute: Satz 8) EStG durch das
UntStFG den Boden entzogen.3

2.3 Zweck der Organschaft in einem KÇrperschaftsteuersystem mit
Anrechnungsverfahren

Das von 1977 bis grds. VZ 2001 gÅltige KÇrperschaftsteuersystem verwirklich-
te fÅr Kapitalgesellschaften das Anrechnungsverfahren, d. h., die Gewinne ei-
ner Kapitalgesellschaft unterlagen zwar der KÇrperschaftsteuer und, soweit
sie ausgeschÅttet wurden, bei den Anteilseignern der Einkommensteuer oder
KÇrperschaftsteuer; aber die von den ausgeschÅtteten Gewinnen bei der Kapi-
talgesellschaft zu erhebende KÇrperschaftsteuer wurde auf die Einkommen-
steuer- oder KÇrperschaftsteuerschuld der Anteilseigner in gleicher Weise wie
deren eigene Einkommensteuer- oder KÇrperschaftsteuervorauszahlungen an-
gerechnet und ggf. an sie erstattet.

Zur Organschaft in einem solchen System siehe Vorauflage Rz. 12, 13.

(unbesetzt)

3. Aufbau der gesetzlichen Vorschriften Åber die
kÇrperschaftsteuerliche Organschaft (§§ 14 bis 19 KStG)

Die §§ 14 bis 19 KStG ordnen im Grundsatz an, dass das Einkommen einer Ka-
pitalgesellschaft (Organgesellschaft), die sich verpflichtet hat, den ganzen Ge-
winn an ein anderes gewerbliches Unternehmen abzufÅhren, und tats!chlich
entsprechend verf!hrt und die finanziell in dieses Unternehmen eingegliedert
ist, dem Tr!ger dieses Unternehmens (Organtr!ger) zuzurechnen ist.

Der besseren "bersicht wegen sind die frÅher in § 7a KStG a. F. zusammenge-
fassten Vorschriften Åber die Voraussetzungen und die Rechtswirkungen eines
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1 BFH, Beschluss v. 7.8.2000 - GrS 2/99, BStBl 2000 II S. 632, und Nachfolgerechtsprechung.

2 Hierzu s. Blumers/Beinert/Witt, Unternehmenskaufmodelle nach der Steuerreform, DStR 2001
S. 233.

3 Trossen in Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG, Jahresband 2002, § 3c EStG Anm. J 01-3.
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kÇrperschaftsteuerlichen Organschaftsverh!ltnisses auf mehrere Paragraphen,
eben die §§ 14 bis 19 KStG, aufgef!chert worden.

§ 14 KStG regelt die Voraussetzungen und die grunds!tzlichen Rechtswirkun-
gen eines Organschaftsverh!ltnisses mit GewinnabfÅhrung bei der Besteue-
rung des Einkommens fÅr F!lle, in denen die Organgesellschaft die Rechtsform
einer SE, AG oder einer KGaA hat. Dabei knÅpft das Gesetz an den Abschluss
und die DurchfÅhrung eines GewinnabfÅhrungsvertrags i. S. des § 291 Abs. 1
AktG an.

§ 17 KStG regelt die Voraussetzungen und die grunds!tzlichen Rechtswirkun-
gen eines Organschaftsverh!ltnisses mit GewinnabfÅhrung bei der Besteue-
rung des Einkommens fÅr F!lle, in denen die Organgesellschaft die Rechtsform
einer anderen Kapitalgesellschaft i. S. des KStG hat, also eine GmbH ist (§ 1
Abs. 1 Nr. 1 KStG); dies geschieht durch Verweisung auf die §§ 14 bis 16 KStG
und durch zus!tzliche besondere Vorschriften, die sich prim!r daraus erkl!ren,
dass die konzernrechtlichen Vorschriften des AktG, insbesondere die Bestim-
mungen Åber den GAV, nur fÅr beherrschte Unternehmen in der Rechtsform
der AG oder KGaA gelten.

§ 18 KStG enthielt Bestimmungen Åber die Voraussetzungen und die grund-
s!tzlichen Rechtswirkungen eines Organschaftsverh!ltnisses mit Gewinn-
abfÅhrung zu einem ausl!ndischen Organtr!ger. Die Vorschrift wurde durch
das Organschaftsreformgesetz mit Wirkung ab VZ 2012 aufgehoben (s. hierzu
Rz. 47 ff.).

§ 15 KStG enth!lt besondere Vorschriften zur Ermittlung des Einkommens der
Organgesellschaft. § 16 KStG behandelt die Besteuerung der Ausgleichszah-
lungen an außenstehende Gesellschafter der Organgesellschaft. § 19 KStG re-
gelt (erstmalig) fÅr Organgesellschaften die Anwendung besonderer Tarifvor-
schriften, die einen Abzug von der KÇrperschaftsteuer vorsehen (Abs. 1 bis 4),
und die Anrechnung von Steuerabzugsbetr!gen (Abs. 5).

Dieser Aufbau des Gesetzes entspricht dem vom Gedanken einer einheitlichen
Rechtsordnung getragenen Bestreben, bei der gesetzlichen Regelung der Or-
ganschaft fÅr den Bereich der Einkommensbesteuerung soweit wie mÇglich
an die konzernrechtlichen Vorschriften des Aktiengesetzes anzuknÅpfen.

4. Zeitlicher Geltungsbereich der gesetzlichen Regelung

Die Vorschriften der §§ 14 bis 19 KStG, insbesondere § 14 KStG, sind seit 1999
mehrmals ge!ndert worden. Welche Fassung fÅr welchen VZ gilt, ist einiger-
maßen unÅbersichtlich. In diesem Buch wird der zeitliche Geltungsbereich je-
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weils bei den einzelnen Normen dargestellt. Wenn nichts anderes vermerkt
ist, wird die derzeit geltende Gesetzeslage dargestellt.

(unbesetzt)

II. Die Voraussetzungen der Organschaft im
KÇrperschaftsteuerrecht (der Tatbestand der §§ 14
bis 19 KStG)

1. Die Organgesellschaft

1.1 Rechtsform

Die Organgesellschaft muss gem. § 14 Abs. 1 Satz 1 KStG die Rechtsform einer
Europ!ischen Gesellschaft (SE), Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell-
schaft auf Aktien haben. § 17 Satz 1 KStG erweitert den Kreis der als Organge-
sellschaft in Betracht kommenden Gesellschaften auf andere Kapitalgesell-
schaften i. S. des KStG. Dies sind gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG in der Fassung des
SEStEG alle Gesellschaften, die ihrer Struktur nach einer der im Klammer-
zusatz genannten Gesellschaftsformen entsprechen. In Deutschland ist dies
nur noch die Gesellschaft mit beschr!nkter Haftung. Zu Kolonialgesellschaften
und bergrechtlichen Gewerkschaften siehe 5. Auflage Rz. 41.

Andere KÇrperschaftsteuersubjekte, wie z. B. die Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaft (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 KStG), der Versicherungsverein auf Gegensei-
tigkeit (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 KStG) und sonstige juristische Personen des Privatrechts
wie etwa Stiftungen und rechtsf!hige Vereine (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 KStG), kÇnnen
nicht Organgesellschaften sein.

Eine GmbH & Co. KG ist sowohl gesellschaftsrechtlich als auch steuerrechtlich
keine Kapitalgesellschaft, sondern eine Personengesellschaft1 und kommt des-
halb als Organgesellschaft nicht in Betracht.2

Die Vorgesellschaft einer Kapitalgesellschaft ist sowohl nach zivilrechtlicher
als auch nach steuerrechtlicher Auffassung wesensgleich mit der durch Eintra-
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1 BFH, Beschluss v. 25.6.1984 - GrS 4/82, BStBl 1984 II S. 751, 757 ff.

2 BFH, Urteile v. 7.3.1973 - I R 119/71, BStBl 1973 II S. 562 und v. 17.4.1986 - IV R 221/84,
EAAAB-28818 = BFH/NV 1988 S. 116; s. auch Rz. 903.
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gung in das Handelsregister entstandenen Gesellschaft1 und kann deshalb Or-
gangesellschaft nach § 14 Abs. 1 Satz 1 KStG sein.2 Ein Organschaftsverh!ltnis
zu einer solchen Vorgesellschaft scheitert nicht daran, dass der fÅr die kÇrper-
schaftsteuerliche Organschaft erforderliche GewinnabfÅhrungsvertrag erst
mit der Eintragung ins Handelsregister wirksam wird (vgl. hierzu Rz. 212), die
nicht vor der Eintragung der Gesellschaft vorgenommen werden kann. Die
Neuregelung durch das StVergAbG, fÅr welches Kalenderjahr das Einkommen
der Organgesellschaft dem Organtr!ger erstmals zugerechnet werden kann,
fÅhrt jedoch dazu, dass die Folgen der Organschaft nicht vor dem Wirtschafts-
jahr eintreten kÇnnen, in dem die Vorgesellschaft in das Handelsregister ein-
getragen wird (zu Einzelheiten siehe Rz. 204). Zu einer mangels Eintragung
fehlgeschlagenen Vorgesellschaft kann deshalb kein Organschaftsverh!ltnis
begrÅndet werden, unabh!ngig von der Frage, ob diese zu einer Personenge-
sellschaft wird oder ein Rechtssubjekt sui generis bleibt.3

Eine VorgrÅndungsgesellschaft kommt hingegen nicht als Organgesellschaft
in Betracht,4 da diese nicht mit der sp!ter entstehenden Kapitalgesellschaft
identisch ist.

Bei einer Kapitalgesellschaft & Still kann die Kapitalgesellschaft nur dann Or-
gangesellschaft sein, wenn es sich um eine typische stille Gesellschaft handelt.
Bei einer atypisch stillen Gesellschaft ist eine Organschaft nicht mÇglich, da
die Kapitalgesellschaft nicht ihren „ganzen“ Gewinn an den Organtr!ger ab-
fÅhrt, sondern diesen vielmehr mit dem atypisch Stillen teilen muss.5

1.2 Gesch!ftsleitung und Sitz im Inland

Die Kapitalgesellschaft musste Gesch!ftsleitung und Sitz im Inland haben
(§ 14 Abs. 1 Satz 1 und § 17 Satz 1 KStG i. d. F. vor dem Organschaftsreformge-

II. Die Voraussetzungen der Organschaft
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1 BFH, Urteil v. 13.3.1981 - III R 12/79, BStBl 1981 II S. 600; zur Terminologie s. BFH, Urteil v.
8.11.1989 - I R 174/86, BStBl 1990 II S. 91, 92.

2 DÇtsch in DÇtsch/Pung/MÇhlenbrock, § 14 KStG n. F. Tz. 56; GÅroff in Glanegger/GÅroff, § 2
GewStG Anm. 366.

3 Vgl. hierzu BFH, Urteil v. 18.3.2010 - IV R 88/06, VAAAD-43398 = BFH/NV 2010 S. 1368.

4 GÅroff in Glanegger/GÅroff, § 2 GewStG Anm. 366; a. A. wohl Walter in Ernst&Young, § 14 KStG
Rz. 64, der annimmt, dass die VorgrÅndungsgesellschaft unter der aufschiebenden Bedingung
der "bernahme der Verpflichtung durch die sp!tere Vorgesellschaft bzw. Kapitalgesellschaft
als Organgesellschaft in Betracht kommt.

5 FG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil v. 5.9.2018 - 1 K 396/14, YAAAH-15203 = EFG 2019
S. 1228, BFH-Az.: I R 33/18; MÅller in MÇssner/Seeger/Oellerich, § 14 KStG Rz. 36, m. w. N., auch
zu abweichenden Meinungen; ebenso BMF v. 20.8.2015, BStBl 2015 I S. 649, Tz. 2; a. A. die h. L.,
vgl. Neumann in Gosch, § 14 Rz. 317; RÇdder/Liekenbrock in RÇdder/Herlinghaus/Neumann,
§ 14 Rz. 123.
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setz). Es genÅgte nicht, dass sie unbeschr!nkt kÇrperschaftsteuerpflichtig ist,
weil sie Gesch!ftsleitung oder Sitz im Inland hat (vgl. § 1 Abs. 1 KStG). Die dop-
pelte Inlandsbindung sollte gew!hrleisten, dass die Organschaftsvorausset-
zungen im Inland nachgeprÅft werden kÇnnen.

Es ist zweifelhaft, ob dieser doppelte Inlandsbezug unionsrechtlich haltbar ist.1

Der EuGH hat zwar in seinem Urteil vom 13.12.20052 das Verbot der Verlust-
verrechnung Åber die Grenze in eingeschr!nktem Umfang unionsrechtlich ab-
gesegnet.3 In einem weiteren Verfahren betreffend die Begrenzung eines
Gruppenbesteuerungssystems auf inlandsans!ssige Gesellschaften h!lt die
Generalanw!ltin Kokott dies nicht fÅr unionsrechtswidrig.4 Auch der EuGH5

hat eine Regelung des niederl!ndischen Rechts fÅr gemeinschaftskonform ge-
halten, wonach eine Muttergesellschaft mit ihren gebietsans!ssigen Tochter-
gesellschaften, nicht aber mit ihren gebietsfremden Tochtergesellschaften,
eine steuerliche Einheit bilden darf.6

Gleichwohl hat die EU-Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren gegen
Deutschland eingeleitet, worauf zun!chst das BMF mit Schreiben vom
28.3.20117 regelte, dass auch eine in einem EU-/EWR-Staat gegrÅndete Kapi-
talgesellschaft mit deutscher Gesch!ftsleitung Organgesellschaft sein kÇnne,
wenn die Åbrigen Voraussetzungen der §§ 14 ff. KStG erfÅllt seien. Nachdem
die EU-Kommission Deutschland dennoch am 22.3.2012 vor dem EuGH ver-
klagt hat, hat der Gesetzgeber mit dem Organschaftsreformgesetz fÅr alle
noch nicht bestandskr!ftig veranlagte F!lle § 14 Abs. 1 Satz 1 KStG dahin-
gehend ge!ndert, dass der doppelte Inlandsbezug aufgegeben wurde. Organ-
gesellschaft kann auch eine Kapitalgesellschaft mit Gesch!ftsleitung im In-
land und Sitz in einem EU-/EWR-Mitgliedstaat sein. Damit ist zwar das per-
sonenbezogene Hindernis weggefallen. Gleichwohl dÅrften Kapitalgesellschaf-
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1 Zu Einzelheiten s. MÅller in MÇssner/Seeger/Oellerich, KStG, § 14 Rz. 46.

2 Rs. C-446/03 „Marks&Spencer“, ZAAAB-79456 = DStR 2005 S. 2168.

3 Zu Einzelheiten s. Herzig/Wagner, DStR 2006 S. 1 und Wernsmann/Nippert, FR 2006 S. 153.

4 Schlussantr!ge v. 12.9.2006 in der Rs. C-231/05 „Oy AA“, best!tigt durch EuGH v. 18.7.2007,
IStR 2007 S. 631.

5 Urteil v. 25.2.2010 - Rs. C-337/08 „X-Holding BV“,UAAAD-40977 = BFH/NV 2010 S. 1064.

6 Zum Abzug ausl!ndischer Betriebsst!ttenverluste im Inland s. Fehling/Wichert, NWB 2010
S. 1835; zum Abzug finaler ausl!ndischer Betriebsst!ttenverluste s. auch BFH, Urteile v.
9.6.2010 - I R 100/09, BStBl 2010 II S. 1065 und I R 107/09, EAAAD-48038 = BFH/NV 2010
S. 1744; FG KÇln, Urteil v. 13.3.2013 - 10 K 2067/12, BAAAE-39392, rkr. nach ZurÅcknahme der
Revision I R 40/13 durch FA.

7 BMF, Schreiben v. 28.3.2011, BStBl 2011 I S. 300.
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ten mit Sitz im EU/EWR-Ausland durch die Gesetzes!nderung nichts gewon-
nen haben, da sie keinen GAV i. S. des § 291 Abs. 1 AktG abschließen kÇnnen.1

Ihren Sitz hat eine Kapitalgesellschaft an dem Ort, der durch Satzung oder Ge-
sellschaftsvertrag bestimmt ist (§ 11 AO; § 5 AktG, § 3 Abs. 1 Nr. 1 GmbHG).

Die inl!ndische Zweigniederlassung eines ausl!ndischen Unternehmens kann
kÇrperschaftsteuerrechtlich – und seit EZ 2002 auch gewerbesteuerrechtlich
(siehe Rz. 906) – nicht Organgesellschaft sein.2

Die Gesch!ftsleitung ist an dem Ort, an dem sich der Mittelpunkt der ge-
sch!ftlichen Oberleitung befindet (§ 10 AO). Die gesch!ftliche Oberleitung be-
findet sich dort, wo der fÅr die Gesch!ftsfÅhrung maßgebliche Wille gebildet
wird. Es kommt darauf an, wo nach den tats!chlichen Verh!ltnissen dauernd
die fÅr die Gesch!ftsfÅhrung nÇtigen Maßnahmen von einiger Wichtigkeit an-
geordnet werden. Bei einer Gesellschaft befindet sich der Mittelpunkt der ge-
sch!ftlichen Oberleitung regelm!ßig an dem Ort, an dem die zur Vertretung
der Gesellschaft befugte Person die ihr obliegende gesch!ftsfÅhrende T!tig-
keit entfaltet.3 Die Tatsache, dass die Organgesellschaft finanziell, wirtschaft-
lich und organisatorisch in das Unternehmen des Organtr!gers eingegliedert
ist, !ndert den Ort der Gesch!ftsleitung der Organgesellschaft nicht.4 Zum Ort
der Gesch!ftsleitung bei einer Organgesellschaft mit Betriebsst!tten oder Be-
teiligungen an Personengesellschaften im Ausland siehe Pryszka.5

1.3 T!tigkeit

Das Gesetz verlangt nicht, dass die Organgesellschaft gewerblich t!tig sein
muss. Sie kann sich auch auf die VermÇgensverwaltung beschr!nken.6 Zur Fra-
ge, ob sich aus dem Erfordernis der wirtschaftlichen Eingliederung der Organ-
gesellschaft in das Unternehmen des Organtr!gers bestimmte Anforderungen
an die T!tigkeit der Organgesellschaft ergeben, siehe Rz. 121 f.7

II. Die Voraussetzungen der Organschaft
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1 DÇtsch/Pung, DB 2013 S. 305, 306; diese auch zu den weiter bestehenden unionsrechtlichen Be-
denken; zur Problematik s. auch Schleswig-Holsteinisches FG, Urteil v. 13.3.2019 - 1 K 218/15,
BFH-Az.: I R 26/19.

2 DÇtsch in DÇtsch/Pung/MÇhlenbrock, § 14 KStG n. F. Tz. 59a.

3 BFH, Urteile v. 23.1.1991 - I R 22/90, BStBl 1991 II S. 554; v. 16.12.1998 - I R 138/97, BStBl 1999
II S. 437.

4 BFH, Urteil v. 7.12.1994 - I K 1/93, BStBl 1995 II S. 175.

5 IStR 1998 S. 333.

6 BlÅmich/Danelsing, § 14 KStG Rz. 57; vgl. auch BFH, Urteil v. 21.1.1970 - I R 90/67, BStBl 1970 II
S. 348, zur Rechtslage vor Inkrafttreten des § 7a KStG a. F.

7 Ferner Jurkat, Tz. 241.
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1.4 PersÇnliche Steuerbefreiung

Eine Kapitalgesellschaft, die persÇnlich von der KÇrperschaftsteuer befreit ist
(z. B. wegen GemeinnÅtzigkeit nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG oder als rechtsf!hige
UnterstÅtzungskasse nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG), kann nicht Organgesellschaft
sein. Mindestens wÅrde die finanzielle, organisatorische und wirtschaftliche
Eingliederung einer solchen Kapitalgesellschaft in das Unternehmen des Or-
gantr!gers die Steuerfreiheit der Kapitalgesellschaft infrage stellen.1 Dies gilt
u. E. auch nach Wegfall des Erfordernisses der wirtschaftlichen und organisa-
torischen Eingliederung. Der Abschluss eines GAV mit einem nicht gemeinnÅt-
zigen Organtr!ger stellt einen Verstoß gegen § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO (Selbstlosig-
keit) dar. Anders kÇnnte es nur sein, wenn der Organtr!ger selbst eine gemein-
nÅtzige KÇrperschaft ist.

1.5 Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen als
Organgesellschaften

Durch das SteuerverkÅrzungsbek!mpfungsgesetz (StVBG) wurde mit Wirkung
ab VZ 2002 (§ 34 Abs. 6 Nr. 3 KStG) eine steuerversch!rfende Sonderregelung
fÅr Versicherungsunternehmen eingefÅhrt. Nach § 14 Abs. 3 KStG (bzw. § 14
Abs. 2 KStG i. d. F. des StVergAbG) war § 14 Abs. 1 KStG „auf Organgesellschaf-
ten, die Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen sind, nicht anzuwen-
den“. Zu Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen konnte danach kein
wirksames kÇrperschaftsteuerliches – und durch die VerknÅpfung mit dem
KÇrperschaftsteuerrecht auch kein gewerbesteuerliches – Organschaftsver-
h!ltnis begrÅndet werden.

Hintergrund dieser Åberraschenden $nderung war die BefÅrchtung, dass nach
der Umstellung vom Anrechnungs- auf das HalbeinkÅnfteverfahren Lebens-
und Krankenversicherungen versuchen kÇnnten, durch die BegrÅndung einer
Organschaft ihre steuerlichen Verluste (als Organgesellschaften) mit den Ge-
winnen im Bereich der Sachversicherungsunternehmen (als Organtr!ger) zu
verrechnen.2 Durch die steuerliche Beteiligungsertragsbefreiung nach § 8b
KStG einerseits und die auf der Handelsbilanz aufbauende RÅckstellung fÅr
BeitragsrÅckerstattungen gem. § 21 KStG andererseits erzielen vor allem Le-
bens- und Krankenversicherer ab 2002 „strukturbedingte Verluste“, die in der
Praxis durch organschaftliche Anbindungen an Sachversicherer genutzt wer-

A. Die Organschaft im KÇrperschaftsteuerrecht

18 MÅller

1 Vgl. das zur gewerbesteuerlichen Organschaft ergangene BFH-Urteil v. 9.10.1974 - I R 5/73,
BStBl 1975 II S. 179.

2 Zu Einzelheiten s. Schnittker/Hartmann, BB 2002 S. 277.
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den sollten. Im Hinblick auf die einseitige Belastung einer Unternehmensspar-
te bestehen gegen die Verfassungsm!ßigkeit der Vorschrift erhebliche Beden-
ken.1

Die vorstehende Einschr!nkung wurde durch das JStG 2009 wieder aufgeho-
ben.

2. Der Organtr!ger

2.1 Rechtsform

Organtr!ger kÇnnen sein: natÅrliche Personen, Personengesellschaften i. S. des
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG, Kapitalgesellschaften und andere rechtsf!hige
oder nichtrechtsf!hige KÇrperschaften, Personenvereinigungen oder VermÇ-
gensmassen i. S. des § 1 KStG, also z. B. auch eine rechtsf!hige Stiftung (§ 14
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 KStG). Die Rechtsform des Organtr!gers ist demnach
grds. ohne Bedeutung.

Organtr!ger kann auch eine Vorgesellschaft, die steuerlich mit der durch die
Eintragung in das Handelsregister entstehenden Kapitalgesellschaft wesens-
gleich ist (vgl. Rz. 34), sein. Gesellschaftsrechtlich ist es zul!ssig, dass eine
GmbH in GrÅndung Gesellschafterin einer anderen GmbH ist.2

Die Frage, ob natÅrliche Personen und Personengesellschaften mit Beteiligung
natÅrlicher Personen Organtr!ger sein kÇnnen, war im Rahmen des Gesetz-
gebungsverfahrens, das zu § 7a KStG a. F. gefÅhrt hat, umstritten,3 weil die An-
erkennung natÅrlicher Personen als Organtr!ger in einem Ertragsteuersystem,
das auf dem Prinzip der Doppelbelastung ausgeschÅtteter Gewinne von Kapi-
talgesellschaften mit KÇrperschaftsteuer und Einkommensteuer beruhte, be-
denklich ist.4 Im Rahmen eines KÇrperschaftsteuersystems, das mithilfe des
Anrechnungsverfahrens die Doppelbelastung mit KÇrperschaftsteuer und Ein-
kommensteuer ausschaltet, ist selbstverst!ndlich auch die kÇrperschaftsteuer-
liche Organschaft zu natÅrlichen Personen unbedenklich. Nach dem System-
wechsel zum HalbeinkÅnfteverfahren sind die frÅheren Bedenken nicht mehr
geltend gemacht worden.

II. Die Voraussetzungen der Organschaft
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1 Schnittker/Hartmann, a. a. O.; Prinz, FR 2002 S. 66, 69.

2 Roth/Altmeppen, GmbHG, § 1 Rz. 29.

3 Vgl. dazu Schmidt, StuW 1969 S. 445, 449, Fn. 29 bis 30a.

4 Zur Rechtslage vor Inkrafttreten des § 7a KStG a. F. vgl. BFH, Urteil v. 17.10.1966 - I 280/63, BStBl
1967 III S. 118.
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2.2 Steuerpflicht

2.2.1 Rechtslage bis einschließlich VZ 2011

Ist Organtr!ger eine natÅrliche Person, so muss diese grds. (Ausnahme siehe
Rz. 53) unbeschr!nkt einkommensteuerpflichtig (§ 1 Abs. 1 und 2 EStG) sein.
Unbeschr!nkt einkommensteuerpflichtig ist eine Person, die im Inland einen
Wohnsitz (§ 8 AO) oder ihren gewÇhnlichen Aufenthalt (§ 9 AO) hat. U. E. reicht
es auch aus, wenn eine natÅrliche Person nur nach §§ 1 Abs. 3, 1a EStG als un-
beschr!nkt steuerpflichtig behandelt wird (sog. fiktive unbeschr!nkte Steuer-
pflicht). Zum einen enth!lt § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 KStG keine Einschr!n-
kung auf bestimmte Arten der unbeschr!nkten Einkommensteuerpflicht; zum
anderen wÅrde dieser Personenkreis ansonsten kaum als Organtr!ger in Be-
tracht kommen, da die Voraussetzungen des § 18 KStG im Regelfall nicht er-
fÅllt sein werden (insbesondere Fehlen eines ausl!ndischen gewerblichen Un-
ternehmens). Vgl. auch Rz. 50.

Ist der Organtr!ger eine Kapitalgesellschaft oder eine andere KÇrperschaft,
Personenvereinigung oder VermÇgensmasse i. S. des § 1 KStG, so musste diese
ebenfalls grds. Gesch!ftsleitung und Sitz im Inland haben (zur Neuregelung
ab VZ 2001 s. Rz. 47). Der Grund fÅr diese Regelung bestand darin, dass der
Gesetzgeber – abgesehen von den Sonderf!llen des § 18 KStG (siehe Rz. 53) –
die erforderliche NachprÅfbarkeit der Organschaftsvoraussetzungen im Inland
bei KÇrperschaften im Allgemeinen nicht schon mit der unbeschr!nkten Steu-
erpflicht (z. B. wegen des Sitzes der KÇrperschaft im Inland), sondern nur dann
hinreichend sichergestellt sah, wenn die KÇrperschaft Sitz und Gesch!ftslei-
tung im Inland hat. Unbeschr!nkt KÇrperschaftsteuerpflichtige, die nur Ge-
sch!ftsleitung oder Sitz im Inland haben, schieden somit als mÇgliche Organ-
tr!ger aus. Teilweise wird die Auffassung vertreten, dass insoweit eine Geset-
zeslÅcke vorliege, die dahin zu schließen sei, dass unbeschr!nkt Steuerpflichti-
ge, die nur Gesch!ftsleitung oder Sitz im Inland haben, bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen des § 18 KStG Organtr!ger sein kÇnnen.1 Dieser Auffassung
konnte angesichts des klaren und eindeutigen Wortlautes des § 14 Nr. 3 Satz 1
KStG in den Fassungen bis VZ 2000 nicht gefolgt werden.2

A. Die Organschaft im KÇrperschaftsteuerrecht

20 MÅller

1 Frotscher/DrÅen, § 14 KStG Rz. 16 und § 18 KStG Rz. 3; ebenso bereits zu § 7a KStG a. F. HÅbl,
DStZ A 1972 S. 81, 83.

2 Ebenso BFH, Beschluss v. 13.11.1991 - I B 72/91, BStBl 1992 II S. 263 in Best!tigung des FG KÇln,
Beschluss v. 30.5.1990 - 13 V 300/90, EFG 1991 S. 152, 153; DÇtsch/Witt in DÇtsch/Pung/MÇh-
lenbrock, § 14 KStG n. F. Tz. 77; Lademann/Gassner, § 14 KStG Anm. 18.
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Die Anwendung des § 18 KStG sollte daran scheitern, dass die Gesellschaft
nicht nur beschr!nkt steuerpflichtig ist.1

Entsprechendes galt fÅr Personengesellschaften. Hatte der Organtr!ger die
Rechtsform einer Personengesellschaft, so musste diese Gesch!ftsleitung und
Sitz im Inland haben. Es reichte nicht aus, dass s!mtliche Gesellschafter unbe-
schr!nkt steuerpflichtig waren.

Es sprachen allerdings gute GrÅnde dafÅr, dass die vorstehend wiedergegebe-
ne Regelung des § 14 Nr. 3 KStG gegen Art. 52 und 58 EGV (Art. 43 und 48 EGV
in der Amsterdamer Fassung) verstieß. Die Bedenken ergeben sich aus dem
EuGH-Urteil vom 9.3.1999.2 Die Reichweite des EuGH-Urteils beschr!nkt sich
dabei nicht auf Gesellschaften, die nach dem Recht eines Mitgliedstaats der
EU gegrÅndet sind; es gilt auch fÅr Gesellschaften aus dem Europ!ischen Wirt-
schaftsraum (EWR) und bestimmten assoziierten L!ndern.3

Durch das UntStFG ist der doppelte Inlandsbezug aufgehoben worden. Von
§ 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KStG wird bei KÇrperschaften als Organtr!ger nur noch
verlangt, dass diese ihre Gesch!ftsleitung im Inland haben. Nach der Gesetzes-
begrÅndung soll durch den Verzicht auf den doppelten Inlandsbezug der zu-
nehmenden internationalen Verflechtung der deutschen Wirtschaft Rechnung
getragen werden. Durch das AnknÅpfen an die inl!ndische Gesch!ftsleitung
soll sichergestellt werden, dass das inl!ndische Besteuerungsrecht nicht ver-
loren geht, weil nach Art. 2 des OECD-Musterabkommens bei doppelans!ssi-
gen Gesellschaften fÅr das Besteuerungsrecht der Sitz der tats!chlichen Ge-
sch!ftsleitung maßgeblich ist.

Gesellschaften, die nur ihre Gesch!ftsleitung im Inland haben, fehlte nach der
bisher vom BGH vertretenen „Sitztheorie“ die inl!ndische Rechtsf!higkeit. Die-
se Sitztheorie ist nicht mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar.4 Im Anschluss
an dieses Urteil hat der BGH mit Urteil vom 13.3.20035 entschieden, dass eine
im EG-(bzw. EWR)Ausland wirksam gegrÅndete Kapitalgesellschaft nach Ver-
legung ihres tats!chlichen Verwaltungssitzes auch im Inland als Kapitalgesell-

II. Die Voraussetzungen der Organschaft
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1 BFH, a. a. O.; ebenso FG KÇln, Urteil v. 16.9.1998 - 13 K 1558/95, EFG 1999 S. 309, aufgehoben
durch BFH, Urteil v. 29.1.2003 - I R 6/99, BStBl 2004 II S. 1043, der in der Ablehnung der Organ-
tr!gerschaft einer US-amerikanischen Kapitalgesellschaft mit Sitz in den USA und Gesch!ftslei-
tung in Deutschland einen Verstoß gegen den deutsch-amerikanischen Freundschafts-, Han-
dels- und Schifffahrtsvertrag v. 29.10.1954 sieht.

2 Rs. C-212/97 „Centros Ltd.“, PAAAB-72644 = DB 1999 S. 625, m. Anm. Meilicke.

3 Vgl. hierzu Meilicke, BB 1995, Beilage 9, S. 17.

4 EuGH, Urteil v. 5.11.2002 - Rs. C-208/00 „"berseering“, BAAAB-72640 = DB 2002 S. 2425.

5 VII ZR 370/98, AAAAC-03523 = DB 2003, 986.
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schaft zu behandeln ist.1 Daraus folgt, dass diese Gesellschaft auch Organtr!-
gerin sein kann. Die GesetzesbegrÅndung zum UntStFG enth!lt zu dieser Fra-
gestellung den Hinweis, dass sich „das Steuerrecht insoweit fÅr kÅnftige Ent-
wicklungen des Zivilrechts“ Çffne.

Auch nach dem Wegfall des doppelten Inlandsbezugs sind nicht alle unbe-
schr!nkt steuerpflichtigen KÇrperschaften als Organtr!ger zugelassen. KÇrper-
schaften, die nur ihren Sitz im Inland haben, kÇnnen, obwohl unbeschr!nkt
steuerpflichtig, nach wie vor nicht Organtr!ger sein. FÅr diese Gesellschaften
bleibt die bisherige, im Vergleich mit beschr!nkt steuerpflichtigen KÇrper-
schaften (vgl. § 18 KStG, siehe Rz. 55) unbefriedigende Regelung bestehen.2

Nach § 34 Abs. 6 Nr. 2 KStG in der Fassung des UntStFG (nunmehr § 34 Abs. 9
Nr. 2 KStG) gilt die Neuregelung (Wegfall des doppelten Inlandsbezugs) ab
dem VZ 2001.

Als Organtr!ger kommt nach § 18 Satz 1 KStG auch der beschr!nkt steuer-
pflichtige Tr!ger eines ausl!ndischen gewerblichen Unternehmens in Be-
tracht. Voraussetzungen sind: eine im Inland im Handelsregister eingetragene
Zweigniederlassung, Abschluss des GAV unter der Firma der Zweigniederlas-
sung und ZugehÇrigkeit der fÅr die finanzielle Eingliederung erforderlichen Be-
teiligung zum BetriebsvermÇgen der Zweigniederlassung.

Eine KÇrperschaft, Personenvereinigung oder VermÇgensmasse i. S. von § 1
KStG darf darÅber hinaus nicht steuerbefreit sein, weil andernfalls das dem
Organtr!ger zugerechnete Einkommen der Organgesellschaft unbesteuert
bliebe. Demgem!ß kann eine als gemeinnÅtzig anerkannte und deshalb nach
§ 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG kÇrperschaftsteuerfreie KÇrperschaft nicht Organtr!ger
sein, es sei denn, dass sie einen wirtschaftlichen Gesch!ftsbetrieb unterh!lt
und insoweit steuerpflichtig ist. Der Ausschluss steuerbefreiter KÇrperschaften
betrifft damit nur persÇnliche Steuerbefreiungen, die den Rechtstr!ger als sol-
chen insgesamt von der Steuerpflicht ausschließen (vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2
KStG).3 Juristische Personen des Çffentlichen Rechts kÇnnen als solche nicht
Organtr!ger sein, weil sie nicht steuerpflichtig sind. Hingegen kÇnnen sie mit

A. Die Organschaft im KÇrperschaftsteuerrecht

22 MÅller

1 Ebenso BayObLG, Beschluss v. 19.12.2002 - 2 Z BR 7/02, DStR 2003 S. 653, zur Rechts- und damit
Grundbuchf!higkeit einer solchen Gesellschaft; vgl. auch BGH, Urteil v. 29.1.2003 - VIII ZR
155/02, TAAAC-04224 = DB 2003 S. 818, zum deutsch-amerikanischen Freundschaftsvertrag.

2 Zur Europarechtswidrigkeit dieser Regelung s. Breuninger/Prinz, JbFfSt 1999/2000 S. 538.

3 BFH, Urteil v. 10.3.2010 - I R 41/09, CAAAD-44398 = BFH/NV 2010 S. 1367; zur Ermittlung der
10%-Grenze bei gemeinnÅtzigen Wohnungsgenossenschaften, § 5 Abs. 1 Nr. 10 Satz 2 KStG, s.
Vfg. des Landesamts fÅr Steuern Niedersachsen vom 27.6.2019, YAAAH-28358.
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ihren zivilrechtlich unselbst!ndigen kÇrperschaftsteuerpflichtigen Betrieben
gewerblicher Art1 Organtr!ger sein.2

Ist eine natÅrliche Person nicht unbeschr!nkt einkommensteuerpflichtig oder
hat eine Personengesellschaft oder eine KÇrperschaft nicht Gesch!ftsleitung
und Sitz im Inland, so kÇnnen diese gem. § 18 KStG gleichwohl ausnahmswei-
se Organtr!ger sein, wenn der ausl!ndische Rechtstr!ger im Inland eine im
Handelsregister eingetragene Zweigniederlassung unterh!lt und die organ-
schaftlichen Voraussetzungen im Verh!ltnis der Organgesellschaft zu dieser
Zweigniederlassung erfÅllt sind. Eine allgemeine Organschaft Åber die Grenze
kennt das KÇrperschaftsteuerrecht nicht.

2.2.2 Rechtslage ab VZ 2012

Durch das Organschaftsreformgesetz wurde der Inlandsbezug des Organtr!-
gers rÅckwirkend zwar vÇllig umgestaltet, im Ergebnis sind die $nderungen
aber nicht sehr gravierend. Mit Wirkung ab VZ 2012 kommt es nicht mehr auf
die unbeschr!nkte Steuerpflicht bzw. den Ort von Sitz und/oder Gesch!ftslei-
tung des Organtr!gers an.3 Mit der Gesetzes!nderung wollte Deutschland ei-
ner mÇglichen Unionsrechtswidrigkeit der nationalen Organschaftsregeln vor-
beugen. Gleichwohl hat die EU-Kommission am 25.07.2019 beschlossen,
Deutschland in einem ersten Schritt eines Vertragsverletzungsverfahrens auf-
zufordern, GewinnabfÅhrungs- und VerlustÅbernahmevertr!ge anzuerkennen,
die nach den Rechtsvorschriften eines anderen EU- oder EWR-Mitgliedstaats
geschlossen wurden. Die Gesetzes!nderung sei gegenstandslos, wenn die
deutsche Steuerverwaltung die Vorteile der steuerlichen Konsolidierung weiter
mit der BegrÅndung verneine, dass die formalen Anforderungen an den GAV
nicht erfÅllt wÅrden.

Den notwendigen Inlandsbezug regelt jetzt § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 S!tze 4 bis
7 KStG. Satz 4 bestimmt, dass die Beteiligung an der Organgesellschaft unun-
terbrochen w!hrend der gesamten Dauer der Organschaft einer inl!ndischen
Betriebsst!tte i. S. des § 12 AO des Organtr!gers zugeordnet sein muss. Eine
Zweigniederlassung, wie bisher von § 18 KStG gefordert, ist nicht erforderlich.
Erg!nzend bestimmt Satz 7, dass eine inl!ndische Betriebsst!tte nur gegeben
ist, wenn die dieser Betriebsst!tte zuzurechnenden EinkÅnfte sowohl nach in-
nerstaatlichem Steuerrecht als auch nach einem anzuwendenden DBA der in-

II. Die Voraussetzungen der Organschaft
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1 § 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 KStG; dazu BFH, Urteil v. 13.3.1974 - I R 7/71, BStBl 1974 II S. 391.

2 Streck/Olbing, § 14 KStG Anm. 26; DÇtsch in DÇtsch/Pung/MÇhlenbrock, § 14 KStG n. F. Tz. 83.

3 Zu Einzelheiten s. Frotscher in Frotscher/DrÅen, § 14 KStG Rz. 141a ff., dieser auch zur mÇglichen
Verfassungswidrigkeit der echten RÅckwirkung; DÇtsch/Pung, DB 2013 S. 305, 306 ff.
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